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1. Instanz

Aktenzeichen S 13 RJ 2105/02
Datum 21.10.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 12 RJ 1157/03
Datum 25.10.2004

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts GieÃ�en vom 21.
Oktober 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Beklagte verpflichtet ist, der KlÃ¤gerin als Leistung zur Teilhabe
am Arbeitsleben an Stelle der bewilligten zweijÃ¤hrigen beruflichen Weiterbildung
zur Medizinlaborantin (ML) eine dreijÃ¤hrige berufliche Weiterbildung zur
medizinisch-technischen Laboratoriumsassistentin (MTLA) zu gewÃ¤hren.

Die 1967 geborene KlÃ¤gerin hat von 1982 bis 1985 den Beruf der Friseurin erlernt
und anschlieÃ�end â�� zuletzt als Friseurmeisterin nach dem Besuch der
Meisterschule/Abendschule von Mai 1990 bis November 1991 â�� bis Februar 1994
ausgeÃ¼bt. Von Februar 1994 bis Mai 1997 war sie arbeitsunfÃ¤hig erkrankt bzw.
arbeitslos. Am 14. November 1994 beantragte sie erstmals die GewÃ¤hrung von
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berufsfÃ¶rdernden Leistungen zur Rehabilitation. Mit Bescheid vom 16. Januar 1996
â�� nach DurchfÃ¼hrung einer Berufsfindung und Arbeitserprobung vom 25.
Oktober bis 9. November 1995 im BerufsfÃ¶rderungswerk (Bfw) C-Stadt â��
bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin eine 24-monatige Umschulung zur MTLA sowie
eine entsprechende Vorschulung. Die KlÃ¤gerin trat die Umschulung jedoch nicht
an, da sie am 6. Mai 1997 einen neuen Arbeitsplatz (Arbeiterin im Wareneingang
-/ausgang) gefunden hatte. Am 27. Juli 2000 stellte die KlÃ¤gerin erneut einen
Antrag auf GewÃ¤hrung von berufsfÃ¶rdernden Leistungen zur Rehabilitation.
Diesen Antrag lehnte die Beklagte zunÃ¤chst mit Bescheid vom 5. Februar 2001 ab,
da die KlÃ¤gerin in der Lage sei, ihren erlernten Beruf als Friseurin weiterhin
auszuÃ¼ben. Auf ihren Widerspruch hob die Beklagte mit Bescheid vom 3. Juli 2001
den ablehnenden Bescheid vom 5. Februar 2001 auf und veranlasste die
DurchfÃ¼hrung einer Kurz-Arbeitserprobung fÃ¼r den Beruf der ML im Bfw C-Stadt
vom 14. bis 18. Januar 2002. Nach dem beigezogenen Abschlussbericht des Bfw C-
Stadt vom 21. Januar 2002 kÃ¶nne aus arbeitsmedizinischer, psychologischer und
fachpraktischer Sicht von den gesundheitlichen, begabungsmÃ¤Ã�igen und
berufsfachlichen Voraussetzungen her eine Weiterbildung auf der
Anforderungsebene ML empfohlen werden. DarÃ¼ber hinaus sei eine auf
Fachschulebene angesiedelte Weiterbildung zur MTLA, soweit fÃ¶rderungsrechtlich
diskutabel, ebenfalls mÃ¶glich. Ein dreimonatiger Rehabilitations-
Vorbereitungslehrgang zur HeranfÃ¼hrung an die fordernde Lernsituation wÃ¤re im
Falle einer Weiterbildung zur MTLA erforderlich. Auch sei erfahrungsgemÃ¤Ã� eine
Arbeitsvermittlung als MTLA als gÃ¼nstiger einzustufen. Der nÃ¤chste
Beginntermin fÃ¼r den Ausbildungsgang ML sei der 10. Oktober 2002 und fÃ¼r den
der MTLA der 16. Januar 2002 (Rehabilitations-Vorbereitungslehrgang). In dem
Begleitschreiben vom 18. Januar 2002 zu dem Abschlussbericht
beantragte/wÃ¼nschte die KlÃ¤gerin die berufliche Weiterbildung zur MTLA. Dieser
Beruf sei von der ArbeitskÃ¶rperhaltung wesentlich abwechslungsreicher, was ihrer
Gesundheit zu Gute komme. Sie fÃ¼hle sich ohne weiteres auch in der Lage, den
Beruf der MTLA zu erlernen. Auch seien die Vermittlungschancen fÃ¼r eine MTLA
wesentlich grÃ¶Ã�er, insbesondere in ihrem nÃ¤heren Wohnumfeld (M., H., G.
usw.). Zudem gebe es den Beruf der ML in Hessen gar nicht. Mit Bescheid vom 14.
Februar 2002 bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin als Leistung zur Teilhabe am
Arbeitsleben eine â�� voraussichtlich 24 Monate andauernde â�� Weiterbildung zur
ML im Bfw C-Stadt mit dem voraussichtlichen Beginn am 10. Oktober 2002. Zur
BegrÃ¼ndung des dagegen eingelegten Widerspruches fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin unter
anderem aus, wÃ¤hrend der Kurz-Arbeitserprobung im Januar 2002 sei festgestellt
worden, dass sie auch fÃ¼r den hÃ¶her qualifizierten Beruf der MTLA geeignet sei.
Dieser Beruf sei auch in den BewegungsablÃ¤ufen abwechslungsreicher, was fÃ¼r
sie aus gesundheitlicher Sicht ein groÃ�er Vorteil sei. Bei Laboren in der nÃ¤heren
Umgebung ihres Wohnsitzes und auch in ganz Hessen sei der Beruf der ML
unbekannt. Nach einer beruflichen Weiterbildung zur MTLA habe sie erheblich
hÃ¶here Vermittlungschancen. Mit Schreiben vom 25. Juni 2002 teilte die Beklagte
der KlÃ¤gerin mit, dass nach Auskunft des Bfw C-Stadt vom 21. Mai 2002 fÃ¼r ML
auÃ�erhalb Baden-WÃ¼rttembergs befriedigende Vermittlungschancen, vor allem
in GroÃ�laboren, bestÃ¤nden und sich das Rehabilitationsziel somit auch mit der
zweijÃ¤hrigen Ausbildung zur ML erreichen lasse. Am 10. Oktober 2002 begann die
KlÃ¤gerin ihre Berufsausbildung zur ML im Bfw C-Stadt. WÃ¤hrend dieser
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Ausbildung fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin unter anderem berufliche Praktika vom 31. MÃ¤rz
bis 17. April 2003 im K-Krankenhaus E. und vom 1. bis 26. MÃ¤rz 2004 im Institut
fÃ¼r M. in H. (vierwÃ¶chiges Laborpraktikum) durch. Mit erfolgreichem Ablegen der
PrÃ¼fung am 6. Oktober 2004 endete die berufliche Weiterbildung. Mit
Widerspruchsbescheid vom 11. Oktober 2002 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen aus: Der angefochtene
Bescheid vom 14. Februar 2002 sei rechtmÃ¤Ã�ig und zweckmÃ¤Ã�ig. Der
RentenversicherungstrÃ¤ger habe bestrebt zu sein, das Ziel, den Betreuten
mÃ¶glichst auf Dauer unter angemessener BerÃ¼cksichtigung seiner Eignung,
Neigung und bisherigen TÃ¤tigkeit beruflich einzugliedern, in mÃ¶glichst kurzer Zeit
zu erreichen. Dies wÃ¼rde daraus folgen, dass zu Lasten der Solidargemeinschaft
der Rentenversicherten nur sparsam und wirtschaftlich vorgegangen werden
dÃ¼rfe (Â§Â§ 9, 13, 16 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch â�� SGB VI â�� in der
Fassung vom 01.07.2001 in Verbindung mit Â§Â§ 33 und 37 Sozialgesetzbuch
Neuntes Buch â�� SGB IX). Es sei nicht Aufgabe des RentenversicherungstrÃ¤gers,
im Rahmen der beruflichen Rehabilitation einzelnen Versicherten den von ihnen
angestrebten mÃ¶glichst hohen beruflichen Aufstieg zu finanzieren, sondern die
ErwerbsfÃ¤higkeit mÃ¶glichst vieler zu betreuender Versicherter zu erhalten, zu
verbessern oder wieder herzustellen und somit vorrangig den von den Behinderten
erreichten sozialen Standort im Berufs- und Erwerbsleben zu sichern. Diesen
gesetzlichen Auftrag kÃ¶nne der RentenversicherungstrÃ¤ger nur genÃ¼gen, wenn
er die Dauer der fÃ¶rderungsfÃ¤higen MaÃ�nahmen auf das nach dem
Gesetzeszweck notwendigen MaÃ� beschrÃ¤nke. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne nicht
ausschlieÃ�lich durch die von ihr angestrebte dreijÃ¤hrige â�� und damit Ã¼ber die
nach Â§ 37 Abs. 2 SGB IX gesetzlich normierte Regelungsdauer von zwei Jahren
hinausgehende â�� BerufsbildungsmaÃ�nahme zur MTLA in das Erwerbsleben
wieder eingegliedert werden. Das Teilhabeziel kÃ¶nne vielmehr auch mit der im
Bescheid vom 14. Februar 2002 bewilligten zweijÃ¤hrigen Ausbildung zur ML
erreicht werden. Art oder Schwere der Behinderung oder besondere Neigung
wÃ¼rden nicht zwingend die dreijÃ¤hrige Ausbildung erfordern. Die KlÃ¤gerin
fÃ¼hle sich zwar nach ihrem LeistungsvermÃ¶gen in besonderem MaÃ�e fÃ¼r den
Beruf der MTLA geeignet. AuÃ�erdem befÃ¼rchte sie Schwierigkeiten bei der
Erlangung eines entsprechenden Arbeitsplatzes als ML, da dieser Beruf nur in Baden-
WÃ¼rttemberg anerkannt werde. Dies kÃ¶nne aber kein Grund fÃ¼r eine
Abweichung von der Regel sein. Nach der Auskunft des Bfw C-Stadt vom 21. Mai
2002 gebe es in verschiedenen BundeslÃ¤ndern, vor allem in GroÃ�labors mit viel
Routineanforderungen, einen befriedigenden Bedarf fÃ¼r ML. Die gesamte
Vermittlungsquote liege bei ca. 60 v. H. innerhalb eines halben Jahres nach
Ausbildungsende. Des Weiteren sei die KlÃ¤gerin ledig, so dass ihr zugemutet
werden kÃ¶nne, im Bedarfsfall einen Wohnungswechsel in ein anderes Bundesland,
z.B. nach Baden-WÃ¼rttemberg, vorzunehmen, um dort eine Arbeit als ML
aufzunehmen. Hiergegen richtet sich die am 14. November 2002 beim Sozialgericht
GieÃ�en (SG) erhobenen Klage (AZ: S 13 RJ 2105/02). Die KlÃ¤gerin verweist zur
BegrÃ¼ndung auf ihr Vorbringen im Widerspruchsverfahren und ist ergÃ¤nzend der
Auffassung, es kÃ¶nne nicht Sinn und Zweck einer zeit- und kostenintensiven
Weiterbildung sein, den Beruf der ML zu erlernen, der allenfalls befriedigende
Vermittlungschancen biete und dessen Zukunftsaussichten negativ (mit
Arbeitsplatzreduzierungen sei infolge zunehmender Technisierung zu rechnen) zu
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bewerten seien. Entsprechend der neuen gesetzlichen Bestimmung (Â§ 9 SGB IX)
sei ihrem berechtigten Wunsch auf berufliche Weiterbildung zur MTLA zu
entsprechen. Aufgrund ihrer persÃ¶nlichen FÃ¤higkeiten sei sie fÃ¼r diesen hÃ¶her
qualifizierten Beruf geeignet, was auch die Kurz-Arbeitserprobung im Januar 2002
ergeben habe. Â§ 37 Abs. 2 SGB IX stÃ¤nde der lÃ¤nger als zwei Jahre dauernden
Berufsausbildung zur MTLA nicht entgegen, da durch diese lÃ¤nger andauernde
Leistung ihre Eingliederungsaussichten wesentlich verbessert wÃ¼rden. Die
Beklagte legte vor eine Aufstellung des Bfw C-Stadt vom 27. Mai 2003 Ã¼ber die
Vermittlungsergebnisse der Ausbildungsgruppen MTLA und ML aus den Jahren 2001.
Hiernach lag die Vermittlungsquote fÃ¼r die Ausbildungsgruppe MTLA bei 75 % und
die fÃ¼r die Ausbildungsgruppe ML bei knapp 50 %.

Mit Urteil vom 21. Oktober 2003 hat das SG die Klage abgewiesen und zur
BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Der Bescheid vom 14. Februar 2002
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11. Oktober 2002 sei nicht zu
beanstanden. Zu Recht habe die Beklagte nach pflichtgemÃ¤Ã�er
ErmessensausÃ¼bung lediglich eine 24-monatige Weiterbildung zur ML bewilligt.
Diese Weiterbildung sei geeignet, sie wieder in das Erwerbsleben einzugliedern. Art
oder Schwere der bei der KlÃ¤gerin bestehenden Leiden oder Gebrechen wÃ¼rden
nicht zwingend eine Ã¼ber zwei Jahre andauernde, eine dreijÃ¤hrige Ausbildung zur
MTLA erfordern (Â§ 37 Abs. 2 SGB IX). Die Vermittlungschancen fÃ¼r MTLA (75 %)
seien zwar bundesweit wesentlich hÃ¶her als fÃ¼r ML (knapp 50 %). Unter
BerÃ¼cksichtigung des Umstandes, dass die nach dem Akteninhalt ledige KlÃ¤gerin
ortsungebunden und damit im gesamten Bundesgebiet vermittelbar sei,
bestÃ¤nden aber insgesamt gute Vermittlungschancen nach durchgefÃ¼hrter
Weiterbildung zur ML. Da die Beklagte zudem gehalten sei, mit den Geldern der
Versichertengemeinschaft sparsam zu wirtschaften, sei die GewÃ¤hrung einer
kÃ¼rzeren und kostengÃ¼nstigeren Weiterbildung vor der lÃ¤nger dauernden und
kostenintensiveren Wunschausbildung nicht zu beanstanden.

Gegen das ihr am 11. November 2003 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 2.
Dezember 2003 Berufung beim Hessischen Landessozialgericht in Darmstadt
eingelegt.
Die KlÃ¤gerin wiederholt im Wesentlichen ihr Vorbringen im Widerspruchs- und
Klageverfahren und beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts GieÃ�en vom 21. Oktober 2003 aufzuheben und die
Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 14. Februar 2002 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 11. Oktober 2002 zu verurteilen, ihr als Leistung
zur Teilhabe am Arbeitsleben eine dreijÃ¤hrige berufliche Weiterbildung zur
medizinisch-technischen Laboratoriumsassistentin zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie bezieht sich zur BegrÃ¼ndung auf die angefochtenen Bescheide sowie das
erstinstanzliche Urteil und ist ergÃ¤nzend der Auffassung, sie habe nach
AusÃ¼bung pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens unter BerÃ¼cksichtigung von Eignung,
Neigung und der bisherigen TÃ¤tigkeit sowie der Lage und Entwicklung auf dem
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Arbeitsmarkt â�� hierbei sei auf den Zeitpunkt der Verwaltungsentscheidung
abzustellen â�� zu Recht entschieden, dass die kostengÃ¼nstigere und kÃ¼rzere
Alternative (24-monatige berufliche Weiterbildung zur ML) angemessen, vertretbar
und geeignet sei.

Wegen weiterer Einzelheiten und des Vorbringens der Beteiligten im Ã�brigen wird
ergÃ¤nzend Bezug genommen auf die Gerichts- und Reha-Akte, deren Inhalt
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, insbesondere form- und fristgerecht eingelegt sowie an
sich statthaft (Â§Â§ 143, 144, 151 SGG), sie ist jedoch sachlich unbegrÃ¼ndet.

Das Urteil des SG vom 21. Oktober 2003 sowie der Bescheid der Beklagten vom 14.
Februar 2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11. Oktober 2002
sind nicht zu beanstanden. Zu Recht hat die Beklagte mit den angefochtenen
Bescheiden der KlÃ¤gerin eine 24-monatige berufliche Weiterbildung zur ML als
Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben bewilligt und den darÃ¼ber hinaus gehenden
Antrag/Wunsch auf GewÃ¤hrung einer 36-monatigen Weiterbildung zur MTLA
abgelehnt. GemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 1 SGB VI bestimmt der
RentenversicherungstrÃ¤ger, soweit die persÃ¶nlichen und
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r Leistungen zur Teilhabe vorliegen
(Â§Â§ 10, 11 SGB VI) und AusschlussgrÃ¼nde fehlen (Â§ 12 SGB VI), im Einzelfall
unter Beachtung der GrundsÃ¤tze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Art,
Dauer, Umfang, Beginn und DurchfÃ¼hrung dieser Leistungen sowie die
Rehabilitationseinrichtung nach pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessen. Die
Ermessensentscheidung des RentenversicherungstrÃ¤gers bezÃ¼glich des "Wie"
unterliegt im Rechtsstreit nur einer eingeschrÃ¤nkten gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung.
Diese Entscheidung ist lediglich in den Grenzen der Â§Â§ 39 Abs. 1 SGB I und des Â§
54 Abs. 2 Satz 2 SGG Ã¼berprÃ¼fbar, soweit nicht ein Fall der "Reduzierung des
Ermessens auf Null" vorliegt. Die gerichtliche Kontrolle ist darauf beschrÃ¤nkt zu
prÃ¼fen, ob der RentenversicherungstrÃ¤ger (1.) seiner Pflicht zur
ErmessensbetÃ¤tigung nachgekommen ist (Ermessennichtgebrauch), (2.) mit seiner
Entscheidung die gesetzlichen Grenzen des Ermessens Ã¼berschritten, d.h. eine
nach dem Gesetz nicht zugelassene Rechtsfolge gesetzt hat
(ErmessensÃ¼berschreitung), oder (3.) von dem Ermessen in einer dem Zweck der
ErmÃ¤chtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht hat
(AbwÃ¤gungsdefizit und Ermessensmissbrauch). Nach dem in Â§ 13 Abs. 1 SGB VI
aufgestellten Grundsatz ("unter Beachtung der GrundsÃ¤tze der Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit") haben die RentenversicherungstrÃ¤ger mit den ihnen
anvertrauten Mitteln wirtschaftlich und sparsam umzugehen. Es ist zu prÃ¼fen,
welche Leistungen zur Teilhabe sich anbieten und wieweit die gewÃ¤hlte diejenige
ist, die bei angemessenem Mittelaufwand am wirksamsten ist und damit auch so
zeitnah wie mÃ¶glich einen Rehabilitationserfolg erwarten lÃ¤sst. Es muss stets
geprÃ¼ft werden, ob nicht auch auf eine andere wirtschaftlichere und sparsamere
Art der Erfolg herbeigefÃ¼hrt werden kann (siehe hierzu u.a.: Niesel, in: Kasseler
Kommentar, Â§ 13 SGB VI, Rdnr. 15 m.w.N.). Nach Â§ 16 SGB VI erbringen die
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TrÃ¤ger der Rentenversicherung die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach 
Â§Â§ 33 bis 38 SGB IX. GemÃ¤Ã� Â§ 33 SGB IX werden zur Teilhabe am Arbeitsleben
die erforderlichen Leistungen erbracht, um die ErwerbsfÃ¤higkeit behinderter oder
von Behinderung bedrohter Menschen entsprechend ihrer LeistungsfÃ¤higkeit zu
erhalten, zu verbessern, herzustellen oder wiederherzustellen und ihre Teilhabe am
Arbeitsleben mÃ¶glichst auf Dauer zu sichern. Die Leistungen zur Teilhabe
umfassen u.a. die berufliche Weiterbildung (Â§ 33 Abs. 3 Nr. 3 SGB IX). Bei der
Auswahl der Leistungen werden gemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs. 4 SGB IX Eignung, Neigung,
bisherige TÃ¤tigkeit sowie Lage und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
angemessen berÃ¼cksichtigt.

Die Beklagte hat nach der Ã�berzeugung des Senats bei der
Ermessens-/Auswahlentscheidung (Bewilligung der zweijÃ¤hrigen beruflichen
Weiterbildung zur ML) Eignung, Neigung, bisherige TÃ¤tigkeit sowie Lage und
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt angemessen berÃ¼cksichtigt. Zur AbklÃ¤rung
der Eignung der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Beruf der ML nahm diese in der Zeit vom 14.
Januar bis 18. Januar 2002 im Rahmen einer Kurz-Arbeitserprobung an einer
psychologischen Eignungsuntersuchung, einer arbeitsmedizinischen Untersuchung
und einer fachpraktischen (verkÃ¼rzten) Erprobung teil. Nach dem
Abschlussbericht des Bfw C-Stadt vom 21. Januar 2002 kann aus
arbeitsmedizinischer, psychologischer und fach-praktischer Sicht von den
gesundheitlichen, begabungsmÃ¤Ã�igen und berufsfachlichen Voraussetzungen der
KlÃ¤gerin her eine Weiterbildung auf der Anforderungsebene ML empfohlen werden.
Die Beklagte hat bei der Auswahl des Weiterbildungsberufs auch Lage und
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt angemessen berÃ¼cksichtigt. Hinsichtlich der
voraussichtlichen Vermittlungschancen der KlÃ¤gerin nach erfolgreichem Abschluss
der zweijÃ¤hrigen Weiterbildung zur ML hat die Beklagte eine Auskunft des Bfw C-
Stadt vom 21. Mai 2002 eingeholt. Hiernach gibt es befriedigende
Vermittlungschancen, vor allem in GroÃ�laboren mit vielen Routineanforderungen,
in verschiedenen BundeslÃ¤ndern. Nach statistischen Auswertungen des
Profitcenters "Integrationsservice, Workbridge" lag die Gesamtvermittlungsquote
der Medizinlaborantengruppe, die ihre Ausbildung im November 2000 beendet
hatte, ein halbes Jahr nach Ausbildungsende bei 60 %. Hinsichtlich der
Prognoseentscheidung (voraussichtliche Eingliederungsaussichten nach erfolgter
beruflicher Weiterbildung), bei der auf den Zeitpunkt der Erteilung des
Widerspruchsbescheides vom 11. Oktober 2002 abzustellen ist, steht dem
RehabilitationstrÃ¤ger ein â�� gerichtlich nicht voll Ã¼berprÃ¼fbarer â��
Beurteilungsspielraum zu (vgl. u.a.: BSG, SozR 3 â�� 4100 Â§ 10 SGB VI Nr. 2).
Hiernach ist von einem befriedigenden, annÃ¤hernd ausreichenden Arbeitsmarkt
fÃ¼r die Vermittlung in die TÃ¤tigkeit einer ML, insbesondere unter
BerÃ¼cksichtigung der UmstÃ¤nde, dass die ledige KlÃ¤gerin ungebunden und
damit im gesamten Bundesgebiet vermittelbar ist, auszugehen.

Die berufliche Weiterbildung zur ML entspricht auch der zunÃ¤chst bestehenden
Neigung der KlÃ¤gerin zur Weiterbildung in einen Beruf im medizinischen
Laborbereich. WÃ¤hrend der Reha-Erstberatung beim Arbeitsamt Wetzlar am 13.
November 2001 bekundete die KlÃ¤gerin ihr Interesse an einer Weiterbildung zur
ML. Dementsprechend fand im Januar 2002 im Bfw C-Stadt eine Arbeitserprobung
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statt zur KlÃ¤rung, ob die Voraussetzungen fÃ¼r die Weiterbildung zur ML
vorliegen.

Die Ermessens-/Auswahlentscheidung der Beklagten â�� Bewilligung der
24-monatigen Weiterbildung zur ML â�� ist auch nicht dadurch fehlerhaft, dass
durch einen berechtigten Wunsch der KlÃ¤gerin im Sinne des Â§ 9 SGB IX â�� nach
durchgefÃ¼hrter Arbeitserprobung vom 14. bis 18. Januar 2002 im Bfw C-Stadt
Ã¤uÃ�erte die KlÃ¤gerin im Schreiben vom 18. Januar 2002 den Wunsch auf
GewÃ¤hrung einer dreijÃ¤hrigen beruflichen Weiterbildung zur MTLA â�� eine
Ermessensreduzierung auf Null vorgelegen hÃ¤tte und nur eine Entscheidung,
nÃ¤mlich die GewÃ¤hrung der dreijÃ¤hrigen Umschulung zur MTLA, rechtmÃ¤Ã�ig
gewesen wÃ¤re. Dies ist vorliegend zu verneinen. Nach Â§ 9 Abs. 1 SGB IX wird bei
der Entscheidung Ã¼ber die Leistungen und bei der AusfÃ¼hrung der Leistungen
zur Teilhabe berechtigten WÃ¼nschen der Leistungsberechtigten entsprochen.
Dabei wird auch auf die persÃ¶nliche Lebenssituation, das Alter, das Ge-schlecht,
die Familie sowie die religiÃ¶sen und weltanschaulichen BedÃ¼rfnisse der
Leistungsberechtigten RÃ¼cksicht genommen; im Ã�brigen gilt Â§ 33 SGB I.
Hiernach sind, wenn der Inhalt von Rechten oder Pflichten nach Art oder Umfang
nicht im Einzelnen bestimmt ist, bei ihrer Ausgestaltung die persÃ¶nlichen
VerhÃ¤ltnisse des Berechtigten oder Verpflichteten, sein Bedarf und seine
LeistungsfÃ¤higkeit sowie die Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnisse zu berÃ¼cksichtigen, soweit
Rechtvorschriften nicht entgegenstehen. Dabei soll den WÃ¼nschen des
Berechtigten oder Verpflichteten entsprochen werden, soweit sie angemessen sind.

Die Vorschrift des Â§ 9 SGB IX bezweckt in der ErgÃ¤nzung des unverÃ¤ndert
weitergeltenden Â§ 33 SGB I die StÃ¤rkung der individuellen Wunsch- und
Wahlrechte leistungsberechtigter behinderter oder von Behinderung bedrohter
Menschen im jeweiligen Einzelfall. Berechtigte WÃ¼nsche sind solche WÃ¼nsche,
denen keine Rechtsvorschrift entgegensteht und die sich innerhalb des â�� fÃ¼r
den jeweiligen RehabilitationstrÃ¤ger geltenden â�� gesetzlichen Leistungsrechts
bewegen. Mit Hilfe der Wunsch- und Wahlrechte kÃ¶nnen somit im Einzelfall nur die
in der jeweiligen Anspruchsnorm enthaltenen Rechte konkretisiert werden.
Leistungen, die nach dem Leistungsrecht nicht gewÃ¤hrt werden dÃ¼rfen, kÃ¶nnen
mit Hilfe der Wunsch- und Wahlrechte nicht geltend gemacht werden; gesetzliche
LeistungsausschlÃ¼sse kÃ¶nnen hierdurch nicht umgangen werden. Zu beachten
ist auch das in Â§ 69 Abs. 2 SGB IV enthaltene und fÃ¼r die RehabilitationstrÃ¤ger
(Â§ 13 Abs. 1 Satz 1 SGB VI) geltende Gebot der BerÃ¼cksichtigung der
GrundsÃ¤tze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (vgl. hierzu u.a.: GÃ¶tze, in:
Hauck/Noftz, Kommentar zum SGB IX, Â§ 9 Rdnr. 3 und 7, sowie LÃ¶schau, in:
Gemeinschaftskommentar zum Sozialgesetzbuch, Â§ 9 SGB IX Rdnr. 15 und 23;
jeweils mit weiteren Nachweisen).

Der nach DurchfÃ¼hrung der Arbeitserprobung im Schreiben vom 18. Januar 2002
geÃ¤uÃ�erte Wunsch der KlÃ¤gerin auf Bewilligung einer dreijÃ¤hrigen
Weiterbildung zur MTLA ist kein "berechtigter" Wunsch im Sinne des Â§ 9 Abs. 1
Satz 1 SGB IX, da ihm die Rechtsvorschrift des Â§ 37 Abs. 2 SGB IX entgegensteht.
Nach dieser Bestimmung sollen Leistungen zur beruflichen Weiterbildung in der
Regel bei ganztÃ¤gigem Unterricht nicht lÃ¤nger als zwei Jahre dauern, es sei denn,
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dass das Teilhabeziel nur Ã¼ber eine lÃ¤nger dauernde Leistung erreicht werden
kann (1. Alt.) oder die Eingliederungsaussichten nur durch eine lÃ¤nger dauernde
Leistung wesentlich verbessert werden (2. Alt.). Nach den GrundsÃ¤tzen der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (Â§ 13 Abs. 1 SGB VI) soll das Ziel der
beruflichen Wiedereingliederung in mÃ¶glichst kurzer Zeit erreicht werden. Â§ 37
Abs. 2 legt deshalb fÃ¼r Weiterbildungen grundsÃ¤tzlich eine HÃ¶chstgrenze von
zwei Jahren fest. Â§ 37 SGB IX wird durch Â§ 8 der Vereinbarung Ã¼ber berufliche
Rehabilitation (Vereinbarung Â´93) zwischen dem Verband Deutscher
RentenversicherungstrÃ¤ger und der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit vom 30. MÃ¤rz
1994 ergÃ¤nzt. Nach Â§ 8 Abs. 2 der Vereinbarung Â´93 kommt eine lÃ¤nger
dauernde Leistung in Betracht, wenn (1.) Art und Schwere der Behinderung sowie
deren voraussichtliche Entwicklung sie erfordert oder (2.) Lage und Entwicklung des
Arbeitsmarktes sie bedingen oder (3.) erst durch volle AusschÃ¶pfung des
LeistungsvermÃ¶gens des Behinderten eine dauerhafte Eingliederung in Arbeit und
Beruf erreicht werden kann oder (4.) der Ausbildungsberuf nicht in einer
zweijÃ¤hrigen Ausbildung erlernt werden kann. Dem RentenversicherungstrÃ¤ger
ist bezÃ¼glich der mÃ¶glichen FÃ¶rderungshÃ¶chstdauer kein Ermessen
eingerÃ¤umt; vielmehr ist Â§ 37 Abs. 2 SGB IX trotz der Formulierung als
Sollvorschrift als ein striktes Verbot mit gesetzlichen Ausnahmeregelungen
anzusehen. Eine lÃ¤nger als zwei Jahre dauernde Umschulung darf nicht gewÃ¤hrt
bzw. gefÃ¶rdert werden, wenn der Versicherte durch eine Umschulung
eingegliedert werden kann, welche die Dauer von zwei Jahren nicht Ã¼bersteigt (so
u.a.: Niesel, in: Kasseler Kommentar, Â§ 16 SGB VI, Rdnr. 36 m.w.N.). Sind konkrete
berufsbildende MaÃ�nahmen gegeben, die auch die Neigungen der Behinderten
angemessen berÃ¼cksichtigen, so besteht kein Anspruch mehr darÃ¼ber hinaus
auf die "optimale", d.h. den Neigungen und WÃ¼nschen der Versicherten voll
entsprechende FÃ¶rderung, die insoweit Ã¼ber den Rahmen der Eingliederung
hinausginge (so u.a.: BSG, Urteil vom 28. Januar 1993, Az: 2 RU 10/92, in: SozR
3-2200 Â§ 567 RVO Nr. 2). Mithin ist fÃ¼r eine Ã�berschreitung der zweijÃ¤hrigen
FÃ¶rderungsdauer Voraussetzung, dass es fÃ¼r die Versicherten keine in kÃ¼rzerer
Zeit zu erreichende MaÃ�nahme dauerhafter voller beruflicher Eingliederung gibt
(so u.a.: LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 1. April 2003, Az: L 3 AL
2135/02). Der Berufswunsch ist nicht das allein entscheidende Kriterium fÃ¼r die
Leistungspflicht eines Ã¶ffentlichen RehabilitationstrÃ¤gers, vielmehr sind auch
andere Gesichtspunkte (Auswahlkriterien des Â§ 33 Abs. 4 SGB IX â�� angemessene
BerÃ¼cksichtigung von Eignung, Neigung, bisherige TÃ¤tigkeit sowie Lage und
Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt â�� und nach Â§ 13 SGB VI die GrundsÃ¤tze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit) zu berÃ¼cksichtigen. Die Zielsetzung der
beruflichen Rehabilitation, die berufliche Eingliederung der KlÃ¤gerin in
grÃ¶Ã�tmÃ¶glichem Umfang und auf Dauer zu sichern, kann nach der
Ã�berzeugung des Senats bereits durch die mit dem angefochtenen Bescheid
bewilligte zweijÃ¤hrige berufliche Weiterbildung zur ML erreicht werden.
UnabhÃ¤ngig davon, dass nach den obigen AusfÃ¼hrungen fÃ¼r das Erreichen des
Teilhabezieles â�� die dauerhafte berufliche Eingliederung der KlÃ¤gerin â�� die
bewilligte zweijÃ¤hrige berufliche Weiterbildung zur ML ausreichend ist, ist auch
fraglich, ob die KlÃ¤gerin Anfang 2002 Ã¼berhaupt die Eignung hatte, die auf
Fachschulebene angesiedelte Weiterbildung zur MTLA durchzufÃ¼hren. Hierzu
hÃ¤tte es zunÃ¤chst eines dreimonatigen Rehabilitationsvorbereitungslehrganges
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zur HeranfÃ¼hrung an die fordernde Lernsituation bedurft (so der Abschlussbericht
des Bfw C-Stadt vom 21. Januar 2002). Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin
werden ihre Eingliederungsaussichten auch nicht durch die lÃ¤nger dauernde
Leistung â�� durch die dreijÃ¤hrige Weiterbildung zur MTLA im VerhÃ¤ltnis zur
zweijÃ¤hrigen beruflichen Weiterbildung zur ML â�� wesentlich verbessert (Â§ 37
Abs. 2 2. Alternative SGB IX). Unter BerÃ¼cksichtigung der zur Zeit der
vorausschauenden Betrachtung im Zeitpunkt der Erteilung des
Widerspruchsbescheides vom 11. Oktober 2002 erkennbaren UmstÃ¤nde
bestanden fÃ¼r die ledige, ortsungebundene und damit im gesamten Bundesgebiet
vermittelbare KlÃ¤gerin nach der Ã�berzeugung des Senates gute
Vermittlungschancen nach erfolgreicher DurchfÃ¼hrung der beruflichen
Weiterbildung zur ML. Eine wesentliche Verbesserung der
Eingliederungsaussischten nur durch eine lÃ¤nger dauernde Leistung, nÃ¤mlich
durch die GewÃ¤hrung einer dreijÃ¤hrigen beruflichen Weiterbildung zur MTLA,
scheidet deshalb aus.

Der Wunsch der KlÃ¤gerin ist daher aufgrund der entgegenstehenden Bestimmung
des Â§ 37 Abs. 2 SGB IX nicht berechtigt. Diesem musste deshalb von der Beklagten
nicht in Form einer Reduktion des Auswahlermessens auf Null, nÃ¤mlich durch die
begehrte Bewilligung der dreijÃ¤hrigen beruflichen Weiterbildung zur MTLA,
entsprochen werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Erstellt am: 19.10.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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